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· Fehler bei der Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) sind nach
der ständigen Rechtsprechung des BVerwG als relative Verfahrensfehler einzustu-
fen und daher von Drittbetroffenen grundsätzlich nicht einklagbar. Eine Einklagbar-
keit scheitert im Regelfall am fehlenden Schutznormcharakter der UVP-
Vorschriften und an der Kausalitätsrechtsprechung, wonach die konkrete Möglich-
keit bestehen muss, dass ohne den betreffenden Verfahrensfehler die Entscheidung
anders ausgefallen wäre.2

· Seit Erlass des UmwRG besteht allerdings für Umweltschutzvereinigungen gem. § 2
I UmwRG i.V.m. § 4 I UmwRG die Möglichkeit, die Nichtdurchführung einer er-
forderlichen UVP bzw. Einzelfallvorprüfung einzuklagen, ohne dass die Anforde-
rungen der Kausalitätsrechtsprechung eingehalten werden müssen. Ob § 4 I
UmwRG den Umweltschutzvereinigungen damit eine eigenständige Rechtsbehelfs-
befugnis eröffnet,3 zu einer subjektiv-rechtlichen Anreicherung der erfassten UVP-
Fehler führt4 oder lediglich einen prozessualen Aufhebungsanspruch enthält,5 ist
umstritten. Die gesetzliche Regelung ist insoweit unklar.

· Soweit sich aus § 4 I UmwRG eine subjektiv-rechtliche Anreicherung der Regelun-
gen über die Erforderlichkeit einer UVP bzw. Einzelfallvorprüfung ergeben sollte,
gälte dies aber nur für Umweltschutzvereinigungen und nicht im Zusammenhang
mit den in § 4 III UmwRG geregelten Rechtsbehelfen sonstiger Beteiligter i.S. des
§ 61 Nrn. 1 und 2 VwGO. Mit § 4 III UmwRG sollte keine UVP-Popularklage
eingeführt werden.6 Andernfalls ergäben sich auch Friktionen zwischen der Behand-
lung von Umweltschutzvereinigungen und sonstigen Vereinigungen i.S. des § 61
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6 OVG Lüneburg, NuR 2009, 58 (60); VG Karlsruhe, Beschl. v. 12.8.2009  4 K 1648/09, BeckRS 2009,
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Nr. 2 VwGO, was vom UmwRG nicht gewollt sein kann.7 Auch mit Blick auf die
Vorgaben des Gemeinschaftsrechts bestehen gegen eine solche Betrachtung keine
Bedenken, zumal da die Mitliedstaaten im Rahmen der Verfahrensautonomie für die
Regelung von Verfahrensfehlern bei sonstigen Beteiligten einen größeren Spielraum
haben als bei Umweltschutzvereinigungen.8 Im Ergebnis erschöpft sich daher der
Regelungsgehalt des § 4 III UmwRG für Rechtsbehelfe sonstiger Beteiligter i.S. des
§ 61 Nrn. 1 und 2 VwGO auf den Wegfall der Anforderungen der Kausalitätsrecht-
sprechung, ohne dass damit eine Subjektivierung der betreffenden UVP-Fehler ein-
herginge.
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